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1141e öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .

( Schluß ) .

Sander bittet um ' S Wort und bemerkt : Ich sehe mich

veranlaßt , die Tagesordnung zu unterbrechen , wozu mich

zwei von Seiten der ersten Kammer heute vcriheilte Berichte

nöthigen . Zu meinem größten Staunen und Bedauern

finde ich in dem Bericht über das Budget der Forst -

domänen folgenden Satz : „ Was nun die gclegenhcitlich

der Ausgabe von der Minorität der Commission der zwei¬

ten Kammer im Budgetberichte projeclirte , bei der Diskuf -

fion aber in der Kammer selbst mit großer Majorität durch¬

gefallene , neue Organisation der Forstverwaltung betrifft , so

glaubt Ihre Comission hier nicht auf eine Widerlegung

eingehen zu müssen , indem die auf gänzlich unrichtigen und

mitunter absichtlich entstellten Prämissen beruhenden Bor¬

schläge , abgesehen von allem Mangel au Sachkcnntniß ,

welche Laien ohnehin nicht zugemuthet werden kann , den

Stempel der Unkenntniß der örtlichen sowohl als aller

sonstigen hieraus . Einfluß habenden Verhältnisse an sich

tragen , und auch schon bei der Diskussion in der zweiten

Kammer manches Geeignete in dieser Beziehung vorgc -

bracht wurde ."

In dem andern Bericht über die Pensionen

heißt es : „ Wenn nun gleich Ihrer Commission ebenfalls

eine möglichste Verminderung des Pensionsaufwandcö

höchst wünschenswerth erscheint , so ist sic doch weit entfernt ,

die in dem Commiffionsbcrichte der zweiten Kammer aus¬

gesprochenen Ursachen , welche als Grund der Vermehrung

desPensionSaufwandes unterstellt werden , und die dadurch

der Großh . Regierung hinsichtlich ihres Verfahrens bciPcn -

sionirungcn zur Last gelegten Beschuldigungen anzuerkeiinen ,

aus welchen nur die während deö ganzen Landtags vor¬

herrschende Tendenz der Verdächtigung der Regierung so¬

wohl als sämmtlicher Staatsdiener hervorleuchtet . "

Es ist wohl Niemand in diesem Hause , und am wenig¬

sten bin ich es , der nicht anerkennt , daß bei den Geschäf¬

ten , die den Kammern obliegen , unbedingte Freiheit der

Meinung herrschen muß und gewiß ist Niemand , der nicht

auch der ersten Kammer eine vollständige Freiheit in Be¬

ziehung auf ihre Geschäfte zugestcht und anerkennt , daß

sie hinsichtlich der Darstellung ihrer Ansichten und der

Begründung derselben die unbedingteste Freiheit haben

muß . Wer darüber auch nur den geringsten Zweifel haben

sollte , würde sich selbst das Zeugniß eines tiefen Stand¬

punktes politischer Bildung ausstelle » . Wenn aber die

erste Kammer für nothwendig hält , zu Begründung ihrer

Berichte und ihrer Ansichten sich auf eine Erörterung und

Kritik der hier ausgesprochenen Ansichten einzulassen — was

übrigens in Parlamenten von zwei Häusern eine an und

für sich höchst seltene Erscheinung ist — so muß sich eine

solche Erörterung und Kritik auf diejenigen Punkte be¬

schränken , die in der Sache selbst enthalten sind . Jede

weitere Begutachtung von Seite » der ersten Kammer

gegenüber der zweiten , jede Erörterung , die sich nicht auf

die Ansichten , wie sie hier ausgesprochen worden sind, be¬

schränkt , sondern auf deren Tendenz und Absicht eingeht ,

überschreitet vollkommen den Kreis des parlamentarischen

Wesens und parlamentarischer Sitte . Es ist selbst den

Mitgliedern in diesem Hause unter sich nicht erlaubt , auf

Tendenzen , ja sogar auf absichtliche Entstellungen , wie

cs in dem Bericht der ersten Kammer heißt , irgenv etwas

zu bauen und noch viel weniger kann dies dem freundli¬

chen und nachbarlichen Einvernehmen der beiden Kammern

entspreche » ; eS kann nicht dazu führen , die Geschäfte des

Landtags in freundlichem Einvernehmen der beiden Kam¬

mern fortzufetzen , wenn solche Verdächtigungen von der ersten

gegen die zweite Kammer erhoben werden . Wir in diesem

Saale sind cs , wie ich leider sagen muß , gewöhnt , eine große

und störende Meinungsverschiedenheit von Seiten der ersten

Kammer gegenüber der zweiten zu erfahren . Wir haben

aber noch nie irgend eine Klage darüber erhoben und es
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kommt auch zum ersten Male vor , daß von Selten der

ersten Kammer , sogar in officiellcn Berichten und Akten¬

stücken , sich über Tendenzen , die in der zweiten Kammer

herrschen sollen , ergangen wird . Ich hoffe , es werde au
diesen Bemerkungen genügen , daß die crsir Kammer

auf dem von ihr hier Ungeschlagenen , aller parlamenta¬
rischen Sitte zuwider laufenden Wege nicht beharren werde .
Ich wünsche und glaube , daß das , was in jenen beiden

Berichten enthalten ist , nur auf einem Ucbersehen beruht .
Sollte indessen die erste Kammer gleichwohl

'
auf diesem

Wege fortfahren wollen , so werden sich in diesem Saale
Männer finden , die das Ansehen und die Würde der

zweiten Kammer , welche dem Ansehen und der Würde der

ersten Kammer glcichsteht , zu verthcidigen wissen , auf
dem Wege , den die Verfassung zeigt und die parlamen¬
tarische Bcfugniß zuläßt . (.Viele Stimmen : sehr gut !)

Welcker : Ich würde einen Antrag auf den fraglichen
Vorgang gründen , wenn ich nicht voraussctzte , daß die

bezeichncten Acußerungcn blos einzelnen Mitgliedern angc -

hörcn und von der Commission übersehen wurden . Ich kann
mir nicht denken , daß eine ganze Commission , oder vollends
eine ganze Kammer , auf solche Weise gegen parlamenta¬
rische Sitte anstößt . Blos darum und in der besten Er¬

wartung , daß jene Acußerungcn in der andern Kammer
selbst als unparlamentarisch betrachtet werden , unterlasse
ich es , einen Antrag deßfalls zu stellen .

I u n g h a n n s : Es wäre zu wünschen gewesen , der
Herr Abgeordnete hätte seinen Vortrag gehalten , nachdem
wir auch im Stande gewesen wären , die so eben vcrlheiltcn
Berichte cinzusehen . . So viel kann man aber jetzt schon

sagen , daß hier nicht von einer Verletzung der ersten Kam¬
mer gegenüber der zweiten die Rede ist , sondern die Aus¬
drücke , welche gerügt wurden , lediglich in dem Bericht
einer Commission der ersten Kammer enthalten sind , worauf
man sich also weiter nicht einlassen sollte .

Hiermit wird der Gegenstand verlassen und zur Tages¬
ordnung übergegangen .

Diskussion des Berichts des Abg . v . I tz st c i n
über d a S a u ß c r o r d e n t l i ck e B u d g e t d e S M i n i-

steriums des Innern .
1 ) Für die innere Cinrichtung des Gcnerallandcsarchivs

werden nach dem Antrag der Commission 1200 fl . pro 1811
und 1815 ,

2 ) Zu Einrichtung der AmtSregistraturen pro 1811 und
1815 18,000 fl . verwilligt .

3 ) Für die Bollcndung
" schon begonnener Bauten , bezie¬

hungsweise Completirur . g der früher schon dafür bewillig¬
ten Summen werden genehmigt . : a ) zur Vollendung dcö

Baus des Gefängnisses in Bruchsal 18,000 fl. ; b ) dcS
Gefängnisses in Buchen der Rest des berichtigten Kosten -

Überschlags mit 12,900 fl . ; c ) zum Ausbau des Gefäng¬
nisses in Durlach 18,207 fl .

Nach einer länger » Diskussion , in der sich die vielfache
Klage über die keineswegs durch die Zweckmäßigkeit ge¬
botene kostspielige Bauart im Allgemeinen , besonders der
der Gefängnisse ausspricht und an welcher die Hrn . Regie -

rungSeommissärc und der Abg . Wcizel einerseits , die
Abgeordneten v . Jtzstein , Bleidorn , Weller , Welcker und
Buhl anderseits Theil nehmen , wird der Antrag der
Commission : „ Die Negierung wolle der im Jahr 1812
ausgesprochenen Ansicht der Kammer willfahren und die
zu kostspieligen Modellpläne einer nochmaligen ernsten
Prüfung , namentlich über die Frage , ob es nicht zweck¬
mäßiger sei , die größer » Gefängnisse dreistöckig zu bauen
und mit Zellen zu beiden Seiten dcS Ganges zu versehen ,
unterwerfen , sofort von dem Resultate der Kammer Nach¬
richt geben, " angenommen .

Die zweite Abtheilung der Bauten , für welche die Re¬
gierung die ihr nöthig scheinenden Geldbewilligungen ver¬
langt , enthält die zum Theil schon früher beantragten , aber
noch nicht bewilligten Gefängniß - und Amthausbaulen .
Es sind dieß , wie das außerordentliche Budget zeigt , Es
Posten , unter denen sich drei Amthausgebäude befinden .

Was nun die Gcfänznißbauten im Allgemeinen betrifft ,
so treten hier noch immer die nämlichen Bedenklichkeiten

entgegen , welche schon früher der Kammer die sorgfältigste
Prüfung zur Pflicht gemacht haben , ob der Amtsort , wo
gebaut werden soll , bei der bevorstehenden durchgreifenden
Organisation der Sitz einer Behörde und welcher bleiben
werde , ob also ein Gcfängnißbau nöthig sei und in welchem
Umfange ?

Bei dieser noch bestehenden Ungewißheit ist es doppelt
schwer , der Pflicht des Dcputirten zu entsprechen , welcher
eben so sehr für den Bau guter Gefängnisse an die Stelle
der abgängig werdenden oder ungenügenden sorgen muß ,
wie er zu wachen hat , daß

' die Gelder deS Staates nicht
zweckwidrig verausgabt werden .

Die Budgetkommission hat daher schon früher , und wohl
mit Recht , an dem Grundsätze fcstgchaltcn , nur für solche
Gesängnißbauten Anträge auf Bewilligung der Mittel zu
stellen , wo die Gewißheit vorliegt , daß nach der Bedeuten -

heit deS Amtssitzes und der Abrundung und dem Umfange
des Bezirkes jedenfalls ein Gefängniß nöthig wird ,
dessen Umfang jedoch von der Frage abhängt , ob der Sitz
eines Kollegialgerichtes oder eines Einzelrichters in den
Ort verlegt werde .
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AuS dem Berichte über daS außerordentliche Budget von
1842 und 1843 ist zu ersehen , daß die Tr . Regierung
selbst von dieser Ansicht ausgcgangcn ist und daß deßwegen
sowohl daS Gr. Ministerium des Innern, wie auch das
Justizministerium angewiesen wurde , sich vorher bei jedem
einzelnen Bau über die Nothwcndigkeit und Räthlichkcit
desselben nach den angedeutcten Grundsätzen zu verständigen .

Von diesem Standpunkte aus muß auch die Budget¬
kommission diesen wichtigen Gegenstand forlwährend be¬
trachten und cs wäre eben deßwegen wünschenSwerth ge¬
wesen , den Bau allerGesängnissc , mit Ausnahme verwirk¬
lich dringendsten, so lange auöznsetzcn , bis die in Folge der
neuen Gesetze unvermeidliche Organisation erfolgt und
dadurch ein fester Zustand hcrbeigcführt wäre.

Bei der gegenwärtig noch bestehenden Ungewißheit ver¬
mag aber die Budgetkonimission da keine Bewilligung zu
beantragen , wo ihr noch irgend Zweifel vorliegen .

Nach einer längern Diskussion , in welcher sich fast all¬
gemein der Grundsatz auSspricht, daß da die künftige Or¬
ganisation über den Fortbestand der verschiedenen Aemler
also auch darüber entscheiden werde, ob und in wie weit
fernere Verwendungen ans die AmtSkassenbaulichkeilen und
namentlich auf Gefängnisse an einem oder dem andern
Ort noch erforderlich seien , wird gegen die Ansicht des
Berichterstatters und der Abg. Hecker , Bassermann , Gerbcl
und den Antrag des Abg. Welcher „ daß alle von der Com¬
mission nicht zur Bewilligung beantragte Neubauten ohne
weitere Bcrathung darüber bis zur nächsten Budgetperiode
ausgesetzt bleiben sollten," von den Hrn . RegierungSkom-
miffärcn und den Abgeordneten Junghanns , Weizel ,
Rombride und Trefurt , in Anbetracht eigenthümlichcr
Verhältnisse bei einigen Orten, spezielle Diskussion über
jede einzelne Position beansprucht, wofür sich die Kammer
in ihrer Majorität entscheidet .

Demzufolge kommen die einzelnen Vorschläge zur beson-
drrn Bcrathung :

a) „den Gefängnißbau zu Hornbcrg bis zur Entschei¬
dung der Frage, ob die bevorstehende Organisation
der Gerichte denselben nvthig mache , noch zur Zeit
auszusetzen , mithin die für den Bau verlangten 7,000 fl .
nicht zu bewilligen, "

d) „die für den Bau eineS Gefängnisses in Heiligenbcrg
berechnete Summe von 15,700 fl . , wovon für daS
Jahr 1845 die Bewilligung der Hälfte mit 7,850 fl .
verlangt wird , noch zur Zeit zu verweigern, "

welchen beiden die Kammer beitritt .
c) Wird die für den AmthauSbau in Buchen beantragte

einstweilige Bewilligung der Summe von 10,350 fl . für
1845 von der Kammer genehmigt.

Die von der Commission gestellten Anträge :
d) „die für den Gefängnißbau zu Breiten verlangte

Bewilligung von 9,918 fl . abzulehnen, " — so wie :
o) „die für den Gefängnißbau zu Mößkirch geforderten

Mittel noch zur Zeit nicht zu bewilligen , bis die be¬
vorstehende Gerichtsorganisationund deren Ausführung
die Zweckmäßigkeit dcö Baues zu Mößkirch außer
Zweifel gesetzt haben wird, " —

werden von der Kammer zum Beschluß erhoben.
k ) Beantragt die Commission : die für den Amthausbau

zu Freiburg für das Jahr 1845 verlangte Bewilli¬
gung von 39,833 fl . abzulchncn ."

Mit Umgehung des von dem Abg . Hägelin gestellten,
durch die Abg. Mayer , Nombride , Litschgi und
Dahmen unterstützten , von dem Berichterstatter bekämpf¬
ten Antrags auf Bewilligung der Regicrungsforderung, so
wie des eventuellen Antrags ans Bewilligung der Hälfte,
zu einstweiliger Acquisition und Herrichtuug des Platzes —
wird der Commissionsantrag genehmigt.

Die Commissionsanträge :
g) „ die Bewilligung der für einen Gefängnißbau in Ken-

zingen in dem Budget aufgcnommcnen 18,000 fl .
und davon die Hälfte für das Jahr 1815 nicht aus¬
zusprechen, "

lr) „ die für die Erweiterung deS Gefängnisses in Brei¬
sach in dem außerordentlichen Budget verlangte Be¬
willigung von 4,500 fl . abzulehnen, " —

werden von der Kammer angenommen .
Eben so wird der Antrag der Commission :
i) die für die Einrichtung des Amtsrevisoratcs zu Müll -

hcim verlangte Bewilligung von 8,700 fl . abzulehnen, "
mit Umgehung der von dem Abg . Junghanns empfoh¬
lenen und von dem Abg . Blanken Horn unterstützten
Verwilligung der Hälfte — angenommen .

Dagegen werden :
k) die für die Erweiterung des Gefängnisses zu Mos¬

bach erforderlichen Mittel von 6,200 fl . zur Deckung
des Kaufpreises für daS städtische WachthauS und
zur Einrichtung desselben — bewilligt .

l) Hier geht der Antrag der Mehrheit der Commission
dahin :

„die Kammer wolle die für den Gefängnißbau »n
Heidelberg verlangte Bewilligung der einstweiligen
Summe von 15,000 fl . noch zur Zeit ablehnen , bis
nach Ablauf der cintretcnden Beurlaubung der Kam¬
mer durch die alsdann (wie — bei gutem Willen und
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geringer Anstrengung — zuversichtlich zu erwarten sepn

dürfte ) zur vollen Erledigung kommenden Gesetze und

die dadurch bedingte Organisation die über den Bau

aller Gefängnisse und deren Umfang schwebende Un¬

gewißheit beseitigt seyn wird . "

In der kurzen Diskussion hierüber äußert

Vissing . Der Berichterstatter habe die Dringlichkeit

des GcfängnißbaueS zu Heidelberg anerkannt , er bcdaure ,

daß die Commission einen entgegengesetzten Antrag gestellt

habe , indem er nicht consequeul basirt sei auf dem allge¬

meinen Grundsatz dieser Commission , daß da die Mittel

bewilligt werden sollten , wo die Gewißheit vorlicgc , daß

nach der Bedeutendheit dcS Amtssitzes ein Gesängniß noth -

wcndig und wo ein Collegialgericht errichtet werde . Letz¬

teres sei doch hier gewiß der Fall , auch wenn die Stadt

Mannheim ein solches erhalten würde . Die Gefängnisse

in Heidelberg befänden sich zudem in dem schlechtesten Zu¬

stande , seien zu eng , wimmeln von Ungeziefer , seien zu

weit vom Amthans enijernt und vcranlaßtcn häufige Col -

lusionen ; die Wohnung des Gesangenwärters sei ganz

ungesund . Insbesondere müsse daö Mannheimer - Thor -

gesängniß , welches , wie die andern , Eigenthum der Stadt ,

und dessen Micthe längst aufgekündct , niedergerissen werden ,

weil der Verkehr von der Eisenbahn allzu groß sei und

häufige Unglücksfälle befürchten ließe . Der Redner stellt

daher den Antrag auf Bewilligung der von der Regierung

angeforderten Summe

Posselt macht gleichfalls in längerer Rede die durch

daö alte Gesängniß ( Mannheimer Thor ) eintretcnde über¬

mäßige Hinderung des Verkehrs ( weßhalb die Stadt zu

einer Aufkündigung genöthigt ) und die schlechte Beschaffen¬

heit des Lokals selbst geltend .

Knapp möchte der Regierung rathen , wenn immer

und ewig vom Aufkündigcn gesprochen werde , die Gemein¬

den einmal beim Wort zu halten und Gefängnisse und

Amtssitze aus diesen Orlen wegzuziehcn .

Bei der Abstimmung wird der Antrag der Commission

angenommen .
Daö durch den Bau dcS neuen AmlhauseS zu Baden

dem AmtSkaffeneiat zur Verfügung gckoinmcue alte Amt -

hauS beabsichtigt die Regierung zu einem Gesängniß cin -

richten zu lassen . Sie führt in ihren Motiven ans , daß

ein neues Amlsgcfängniß 30,000 fl . kosten würde , und im

Gegensatz zu den , in einer der Budgetkommission überwie¬

senen Petition ( der Stadt Baden ) ausgeführten Gegen¬

gründen stellt die Mehrheit der Commission , auf die von

den betreffenden RegierungSlommissüren gegebene Ausein¬

andersetzung der Verhältnisse und in Erwägung dcS durch

einen neuen Bau erwachsenden starken Aufwandes , den

Antrag : „ die Kammer wolle die dafür verlangten 3,500 fl.

bewilligen, " welchen die Kammer , mit Umgehung des An¬

trags des Abg . Jörg er , weicher die Gründe gegen die

Zweckmäßigkeit der beabsichtigten Umwandlung auSeinander -

setzt und die Nothwendigkeit des Neubaues begründet —

zum Beschluß erhebt .
Die beiden weiteren Anträge der Commission :

„die Kammer wolle für die Herrichtung eines Zim¬

mers für den Oberbibliothekar in dem Heidelberger

Universitätsgebäude und die Einrichtung dcS dritien

Stocks des Gebäudes für bessere Unterbringung der

Bücher statt der verlangten 123 -1 fl . die Summe von

1100 fl . bewilligen, "

und

„ die in dem außerordentlichen Budget für die Ein¬

richtung der Klinik bei der Universität Heidelberg ver¬

langten 2000 fl . , und eben so die später nachgeforder¬

ten 1673 fl . bewilligen, "

werden gleichfalls genehmigt .

Schluß der Sitzung .

113te öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .

( Schluß .)
1814 . 1845 .

§ . 4 Bau der Sectio » X . , mit Aus¬

schluß einiger Ergänzungsarbeitcn 800,000 fl . 550,000 fl .

Die Scction X . umfaßt die Bahnstrecke von Kenziugen

bis Frciburg , in einer Länge von 5,95 Stunden .

Der neue Kostenüberschlag für diese Scction

beträgt . 1,808,789 fl. — fr .

Hievon : Die Verwendung bis 1 . Ja¬

nuar 1844 . 418,789 fl . 3 fr „

Obiger Bedarf für die Jahre 1844

und 1845 . 1,350,000 „ — „

Bleiben für die später vorzunehmen¬
den Ergänzungsarbciten . . . . 40,000 fl . — kr.

1,808,789 fl . 3 kr.

§ . 5 . Ankauf dcS Terrains , theilwcise Einleitung der

Erd - und anderer Bauarbeilen in den Sektionen XI .

undXII . für 1844 : 1,650,000 fl . , für 1845 : 1,150,000fl .

Der Ueberschlag für die Scction Xk . von Freiburg bis

Müllheim (6,45 Stunden ) besteht in 2,169,314 fl. 21 kr.

Davon sind verwendet bis 1 . Januar

1844 102,314 fl . 21 kr.
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In der laufenden Dudgetperiode sollen
verwendet werden für 1844 : 950,000 fl .

für 1845 : 550,000 „
- 1,500,000 „ — „

Bleiben also für künftige Verwend ung 567,000 fl . — fr .

2,169,314 fl . 21 kr.

Der Ueberschlag für die Sektion XII . von Müllhcim

bis zur Grenze , 5,5 Stunden beträgt 2,309,584 fl 21 kr.

Davon waren zur Verwendung bestimmt bis 1 . Januar

1844 . 24,584 fl . 21 kr.

In den Jahren 1844 und 1845 sind

dazu bestimmt . 1,300,000 „ — „

Vorbehalten für spätere Verwendung
bleiben . 985,000 „ — „

2,309,584 fl . 21 kr.

Die Stunde kämmt hier auf 345,536 fl . 3 kr . zu stehen .

Bekanntlich hat die zweite Kammer im Jahre 1842 auf

erstatteten Bericht und stattgefundcne Berathung einstim¬

mig beschlossen , die Bitte an die Regierung zu stellen :

„ In der Section XII . vom Jsteiner Klotze an die

Linie nach Lörrach zur Ausführung zu genehmigen ."

Die erste Kammer stimmte der deßfalls an Seine Kö¬

nigliche Hoheit den Großherzog gerichteten
Adresse eventuell bei , nämlich für den Fall , daß es der

Gr . Regierung bei den Unterhandlungen mit dem Kanton

Basel nicht gelingen sollte , ein den dießseitigen Interessen
vollkommen entsprechendes Resultat zu erzielen . Die zweite
Kammer beharrte auf der unbedingt gestellten Bitte , und

so wurde die Adresse mit Beifügung der angegebenermaßen
modifizirten Zustimmung der ersten Kammer überreicht .
Die Vorlage der Regierung gibt nun der Kammer Kennt -

niß , daß sich dieselbe für den Zug nach Leopoldshöhe ent¬

schieden und diesen zur Ausführung genehmigt habe .
Die Gründe dieser Entschließung gibt die Vorlage kurz

in Folgendem an : „ Tie Lokalinteressen von Lörrach kön¬
nen die ganz außerordentlichen einmaligen und täglich wie¬

derkehrenden Kosten eines dahin führenden Zuges , der

ganze Thälcr übcrbrückt und einen Tunnel von mehr als
einer Drittclstunde hergestellt haben will , um so weniger
rechtfertigen , als von Lörrach aus , ohne Basler Terri¬
torium zu durchschneiden , weder eine Eisenbahn an den
Bodensee , noch auch nur eine ebene Straße nach dem
obern Rhein se ausgeführt werden könnte . Leopoldshöhe ,
wo bereits das Hauptzollamt sich befinde , sei nur drei

Viertelstunden von Basel , wo nun einmal der größere
Verkehr jener Gegend zusammenströme , entfernt ; dasselbe
liege zunächst der Hüninger Brücke , sehr geeignet für den

Handel nach Frankreich , und es können von da die nöthi «

gen Straßenverbindungen nach Lörrach und in das Wie -

scnthal ohne allen Anstand hergestellt werden ."

Diese Motive sind so allgemein gehalten , daß auf sie
eine genaue Würdigung der Frage nicht gebaut werden

kann . Die Vorlage der Regierung stellt auch schon wei¬

tere Milthcilungen darüber in Ausflcht .
Um die Sache gehörig beurtheilen zu können , muß man

insbesondere auch das Resultat der mit Basel gepflogenen
Unterhandlungen kennen , und nach den der Commission
von dem Herrn Regicrungscominiffär gemachten Erklärun¬

gen dürfte wirklich noch auf diesem Landtage eine beson¬
dere Vorlage über den Gegenstand von Seiten der Gr .

Regierung zu erwarten sein ; die Commission hat demnach

sachgemäß gefunden , die weitere Erörterung über die Sache
und die Beschlußnahme über die für den Bau der

Endstation geforderten Gelder vor der Hand auszuseßen ,
die für den Bahnbau selbst geforderte Summe jetzt schon

zur Bewilligung zu beantragen , da der Bau der Bahn
von Müllheim bis zum Punkte , wo sich die beiden pro -

ponirtcn Linien nach Lörrach und Leopoldshöhe scheiden ,
nicht ausgcsetzt werden darf , indem sich auf dieser Bahn¬

strecke große und demnach viele Arbeit und lange Zeit in

Anspruch nehmende Tcrrainschwien
'
gkeiten befinden .

Die Berichterstattung über die neuerliche Petition der

Stadt Lörrach bleibt auch bis zu der erwartenden Vorlage
Vorbehalten .

§ . 6 . Für die Section XIII . und zwar :
a . für den Ausbau des Theils von Appenweier bis

an die Kreuzstraßc für 1844 . . . 20,000 fl .
d für den Bau und die Vollendung des

von der Kreuzstraße bis an den defini¬
tiven Bahnhof an dem Zollhause für
1844 : . 115,000 fl. für 1845 .: . 85,000 fl .

Bei der erftern Summe ist nichts zu erinnern ; was die

letztere anbelangt , so kann die Commission zur Zeit nicht auf

ihre Bewilligung antragen . Da die Kammer in ihrer Sitzung
vom 4 . März beschlossen hat , die zur Anlegung des Bahn¬

hofes bei dem Zollgebäude in Kehl verlangten Gelder

nicht zu bewilligen , so ist die Ausführung der Bahnstrecke
vom Kreuzwege bis zum Zollhause zur Zeit auch nicht

nothwendig . Zweifelsohne wird die Gr . Negierung in

Folge der von beiden Kämmen über diesen Gegenstand

gefaßten Beschlüsse noch weitere Mittheilung oder Vorlage
an die Stände machen ; bis dahin bleibt die Entscheidung
über die darauf bezüglichen Geldvositionen ausgesctzt .

Titel III . Baukosten der Stationen .
Der Kostenüberschlaq für sämmtliche Stationen von
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Mannheim bis zur Schweizergrenze war früher, im Jahre
1840 , auf 2,016,293 fl . berechnet ; der neue , von 1843,
stellt sich auf 3,684,152 fl .

Für die einzelnen Bahnhöfe sind zum Theil verwendet ,
oder sollen noch verwendet werden :

1 . für Karlsruhe . . . 734,523 fl .
2. n Freiburg . . . 359,320 „
3 . // Kehl . . . . 343,723 ,r
4 . // Mannheim . . 310,024 „
5 . „ die Endstation 309,500 „
6. tt Heidelberg . . 268,072 „
7. tt Offenburg . . . 240,321 „
8. tt Oos . . . . . 215,258 „
9 . ff Dinglingen . . 107,331 „

§ . 7 . Herstellung der Ergänzungs¬
arbeiten in den dem Betriebe bc -

1844.

reits überlassenen Stationen
Mannheim, Heidelberg , Langcn -
brücken , Bruchsal und Durlach 119,300 fl . 10,000 fl .

1844 . 1845

nämlich Mannheim . . . 48,000 fl . — fl .
Heidelberg . . . . 55,000 fl . 10,000 fl .
Langenbrücken . . . 1,300 fl . — fl .
Bruchsal . . , . 15,000 fl. — fl.

119,300 fl. 10,000 fl .

8. Für den Ausbau der Stativ - 1844. 1845 .
nen Karlsruhe , Ettlingen, Rastatt,
Oos , Bühl , Sichern , Appenweier ,
Offenburg , Dinglingen, Kenzin-
und Emmendingen . . . . 710,000 fl . 113,000 fl.

1844 . 1845 .
nämlich Karlsruhe . . . 200,000 fl. 130,000 fl.

Ettlingen . . . . 26,000 „ 2,000 ,/
Rastatt . . . . 40,000 „ 14,000 „
Oos . 100,000 „ 63,000 ff

Bühl . 20,000 „ 4,000 ft

Sichern . . . . 28,000 „ 3,000 ff

Appenweier . . . 50,000 „ 3,000 ff

Offenburg . . . 141,000 „ 10,000 ft

Dinglingen (Lahr ) 50,000 „ 49,000 tf

Kenzingen .- . . 25,000 „ 15,000 ft

Emmendingen . . 30,000 „ 15,000 t *

710,000 fl . 313,000 fl .

9 . Für Einleitung und Betrei« 1844. 1845 .
bung des Baues der Stationen
Kehl , Freiburg, Kroßingen , Müll«

heim, Schliengen und der End¬
station . 290,000 fl. 520,000 fl.

rzämlich Kehl . . . . . 80,000 fl. 200,000 fl.
Freiburg . . . 100,000 ff 120,000 V

Krotzingen . . . 15,000 u 35,000
Müllheim . . . 20,000 tf 30,000 ff

Schliengen . . . 25,000 ft 35,000 tf

Endstation . . . 50,000 tf 100,000 tf

290,000 fl . 520,000 fl.
’ Die Bewilligung der Position für Kehl mit 280,000 fl .
und für die Endstation mit 150,000 fl . soll einstweilen ,
unter Bezugnahme auf die oben deßfallö gemachten Be¬

merkungen, ausgesctzt bleiben .

G o tt sch alk verwahrt sich , mit Bezugnahme auf die
in dem Bericht in Aussicht gestellte Mittheilung , gegen
jede vor der Hand etwa vorzunehmende Fortsetzung der

Bahn von Ebringen an , bis nach genauer Prüfung jener
Vorlagen eine definitive Entscheidung über die Richtung
nach der Schweizer Grenze gefaßt sein wird ; sein von dem

Abg . v . Jtzstcin und Sander unterstützter Antrag „die

Bewilligung der zum Fortbau von Ebringen an nothwcn -

digen Gelder vor der Hand zu verweigern, " wird von

der Kammer zum Beschluß erhoben .

Titel V . Verwaltungsaufwand .

1844 . 1845 .

§ . 10. Im Ganzen . . . . 100,000 fl. 100,000 fl.
Da aber obenunterTitell . bereits
ausgenommen wird . . . . 5,000 „ 5,000 „

Hi . r nur noch . 95,000 fl . 95,000 fl .
Der Hauptantrag geht dahin :

die Einnahmen mit . 557,438 fl.

die Ausgaben :
Titel I Lasten der Einnahmen und Vorbe-

rcitungskostcn . . 10,000 fl .
Titel II . Baukosten der Bahn , 6,662,000

— 200,000 fl . . 6,462,000 „

Zu übertragen 6,472,000 fl .
Titel III . .Baukosten der Stationen , 1,962,300

— 430,000 fl . 1,532,300 fl .
Titel V . Verwaltungsaufwand . . . . 190,000 fl.

Summe der Ausgaben . 8,194,300 fl.
Davon sind gedeckt durch die Einnahmen 557,438 fl.

Nestbedürfniß für die Budgetperiode . 7,636,862 fl.
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Die Abg . Welcher , Hecker , Mathy , Gottschalk ,
Goll und Trefurt bitten die Regierung um möglichste
Beseitigung verschiedener Uebelstände , welche dem allgemei¬
nen Verkehr sowohl im Inland , als auch nut dem Ausland ,
namentlich zwischen Kehl undStraßdurg der Zweckmäßigkeit
und Leichtigkeit der Communikation entgegenstehcn .

In der weitern Diskussion wird neben der entschiedenen
Anerkennung der Solidität und Zweckmäßigkeit des Unter¬
baues der Bahn der all zu große Mangel an Sinn für
Sparsamkeit , wie schon bei mehreren früheren Anlässen ge¬
schehen , getadelt , und der tsis gefühlte Wunsch des ganzen
Landes dabin ausgesprochen , Nift bei den küiistigenHochbaulen
mehr auf einen einsachcrcn Plan und auf geringeren Kosten¬
aufwand hingearbeitct werden möge . An der Besprechung
nehmen außer den Herrn Regierungseommiffaren und dem

Berichterstatter Theil die Abg . Gottschalk , Sander ,
Trefurt , Regenauer , M e z , G e r b c l , H ä g r l i n ,
Jörg er , Dahmen und Schaaff .

Bei der Abstimmung wird der von dem Abg . Sander
modifizirte Antrag des Abg . Trefurt : der Regierung den

Wunsch zu erkennen zu geben , sie möge bei den ferneren
Bauten aus möglichste Einfachheit und Sparsamkeit bedacht
sein , einstimmig angenommen .

Gelegentlich einer Frage wegen dcö erbetenen Baues einer
Eisenbahn von Oos nach Baden , und einer Erörterung
über den Bahnhoibau in Oos (durch die Abg . Sander ,
Weller und Jörger ) , äußert Regicrungscommissär
Frhr . v . Marsch all , daß man bei dieser Anlage bereits
auf die Möglichkeit einer Seitenbahn nach Baden Rücksicht
nehme , welche Erklärung Sander sachdienlich annimmt .
G o t t s ch a l k , unterstützt von Mehreren , spricht sich über
die keineswegs durch die Rothwendigkeit gebotene Errichtung
von so vielen Eonstruktionswerkstätten auS und sitzt aus¬
einander , wie zwei genügen dürften , und eine Mehrzahl
weder in technischer noch in pekuniärer . Hinsicht von Vor -
lheil wäre .
L . Budget über den badischen Antheil an

deir Kosten des Main - Neckar - Eisenbahn -
b a u e s , so wie fü r A n l c g u n g eines d a m i t in
Verbindung k o m m c n d e n z w c i t c n Schienen¬
wegs von Friedrichsfeld nach Mannheim .

I . Kosten für die Main -Neckur -Eisenbahu .
1 . Für die erste Abthcilung von Heidelberg nach Fried¬

richsfeld ( 2 '/ 4 Stunden ) , dem Seperatartikel 8 zum
Staatsvertrage vom 25 . Februar 1843 gemäß303,930 fl .

Nach diesem Artikel soll nämlich das auf der
nördlichen Seite des Bahndammes von Fried -
richsfelb nach Heidelberg bereits hergestelltc
Schienengeleise nach der Spurweite der Main -
Neckar - Eisenbahn eingerichtet und dieses mit
der Hälfte des Bahndammes an die Gemein¬
schaft überlassen werden , dafür hat Letztere
nach aufgestellter Berechnung zu vergüten

a . für den Bahndamm . . . 50,000 fl .
b . für daS Schienengeleise . 212,430 „
c . für Abänderung des letzter »

nach der schmalen Spur . 1 l,500 »,
Obige 303,930 fl!

2 . di« Kosten für die zweite Abtheilung von

Friedrichsfeld nach Frankfurt ( 17 '/ « Stunden )
werden berechnet auf . 5,705,437 fl.

3 . für die beiden Brücken über den Neckar
und den Main werden angenommen . . 800,000 ff.

Der Gesammtaufwand berechnet sich demnach
auf . 6,809,367 fl.
und der von Baden zu tragende sechste Theil zu 1,134,895 fl.
Hieran werden aber gedeckt durch den Ersatz ,
den Baden für den Bahndamm und das

Schienengelcise zwischen Heidelberg und Fried -

richSseld erhält , also au seinem Betreffniß in

Abzug bringen kann 50,000 si- 242,430 . 292,430 fl .

also Restbedürfniß . 842,465 st .
II . Kosten für Herstellung eines Geleises mit badischer

Spurweite auf der südlichen Dammftite zwischen Hei¬

delberg und Friedrichsfeld .
Dem oben bemerkten gemäß werden dafür hier aufge¬

nommen 242,430 fl . , welche , so wie die vorige Position
bewilligt werden .

III . Kosten für Herstellung deS zweiten Schicncngelcises
von der Einmündnng der Main - Neckar - Eisenbahn bei

Friedrichsfeld bis in den Mannheimer Bahnhof , sowie

für Abänderung des bestehenden Geleises mit weiterer

Spur in ein Geleise mit schmälerer Spur .
a . Baukosten der Bahn nebst Geleisen im Bahnhof

210,400 fl.
b . Baukosten der Stationsplätze . . . 58,400 fl .
o . VerwaltuugSkostcn und Unvorhergesehenes 5,500 fl .

274,300 fl .
welche die Kammer bewilligt .

Die Frage über die Art und Weise des Anschlusses
der Zweigbahn nach Mannheim an die Gemeinschaftsbahn ,
wurde in der Commission wiederholt besprochen . Um

diesen Anschluß zu bewirken , sind drei verschiedene Vor¬

schläge gemacht :
I . Von der Großherzoglichcn Wasser - und Straßenbau -

direklion ist eine Linie vorgeschlagen , die , von Ladenburg

ausgehend , westlich von der geraden von Ladcnburg nach

Fricdrichsfeld gezogenen Linie hinführend , sich in der

Nähe der sogenannten Sandgrube theilt und mit dem

einen Arme ( Heidelberg zu) bei Friedrichsfeld , mit dem

andern circa drei Viertelstunden von Fricdrichsfeld gegen
Mannheim hin auf die Heidelberg - Mannheimer Bahn
cinmündcn würde .

II . Von dem Oberingeuicur Lorenz wurde anfänglich
und zwar übereinstimmend mit den Technikern von Hessen
und Frankfurt vorgeschlagen , die Neckar -Main -Bahn eine

Viertelstunde von Ladenburg so zu thcilen , daß die beiden

gegen Mannheim und Heidelberg gehenden Arme unge¬
fähr eine halbe Stunde von Friedrichsfeld rechts und

links auf die Heidelberg - Mannheimer Bahn einmünden

würden .
III . Der dritte nun zur Ausführung bestimmte Vor¬

schlag gebt dahin , die Gemeinschaftsbahn in gerader Rich¬
tung bis nahe an Friedrichsfeld fortzuführen und von da
in zwei Bögen ( von 1600 ' Radien ) auf die Heidel¬
berg - Mannheimer Bahn überzugehen . Der erste Vor¬

schlag wurde nicht weiter verfolgt , weil dieser Zug
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auch abgesehen von den Terrainhinderniffcn , keine
besondern Vorteile darbieten würde . Der zweite Vor¬
schlag soll in der Unterstellung gemacht worden sein , daß
einer direkten Linie von Ladenburg nach Friedrichsfeld
schwer zu überwindende Terrainschwicrigkeiten cntgegen -
stehen , was bei näherer Untersuchung sich als unrichtig
herausgestellt habe . Das Großherzogliche Ministerium
des Innern ist von der weiteren Verfolgung dieses Planes
auS folgenden Gründen abgcgange » :

1 . weil die hessische Negierung dazu ihre Beistimmung
Wiederholt versagte ;

2 . weil schon bei der ursprünglichen Verhandlung vor¬
geschlagen wurde , die Seitenbahn von Ladcnburg aus
direkt nach Mannheim zu führen , Darmstadt aber schon
damals auf den Vorschlag , unter der von Baden ge¬
wünschten Bedingung , daß der Betrieb durch das Material
der Gemeinschaft besorgt werde , nicht ciugchen wollte ,
also vorauszusehen sei , daß ein wiederholter Versuch ,
dasselbe für diesen Vorschlag zu gewinnen , ohne Erfolg
sein würde ;

3 . weil die Ausführung dieses Planes für Baden mit
bedeutend großen Geldopfern dem Vorschlag unter III .
gegenüber verbunden wäre . Es wird zu 72,767 fl . be¬
rechnet , was derselbe mehr kosten würde , und dabei

4 . bemerkt : damit wäre noch nicht Alles geschehen . In
Ladcnburg müsse natürlich eine Station sein , nun könne
man bei der Stelle , welche bloS eine Viertelstunde davon
entfernt sei , nicht schon wieder halten , es müßte also die
Zweigbahn bis Ladcnburg fortgesetzt , und Baden nebstden Kosten , welche diese Fortsetzung erforderte , auch die
Hälfte der Kosten für die Neckarbrücke bei Ladenburg
übernehmen .

5 . Der Vortheil , den der Zug H . habe , bestehe blos
darin , daß er drei Zchntelstunden kürzer sei , daß mau
also auf demselben etwa zwei Minuten schneller nach
Mannheim komme , als auf dem Zug III . Dieser Vor -
theil sei , abgesehen von den übrigen Hindernissen , die
der Wahl des ZugS II . entgegeustchen , die nicht unbe¬
deutenden Geldopfer , die derselbe erfordere , nicht wcrth .

Die Commission theilt diese Ansicht , sie meint nämlick ,wenn der Ausführung des Vorschlages II . auch nicht der
Staatsvertrag und die Weigerung Hcssen 's cntgegenstünde ,dadurch wenig gewonnen werden würde .

Sie bemerkt aber : Man scheint bei der Vereinbarungüber den Vorschlag HI . von der Unterstellung ausgegan¬
gen zu sein , daß man zwischen Heidelberg und Mannheimein zweites Geleise für die Badische und die Main - Neckar -
Bahn immer werde entbehren können . Es fragt sich nun ,ob Dieses so ganz unbedenklich für richtig angenommenwerden kann , und ob nicht die nach der bisherigen Er¬
fahrung in Aussicht stehende weitere Zunahme der fetzt
schon starken Personenfrequenz und ein vermehrter Güter¬
transport doppelte Schienenwege auf der ganzen Bahn
nothwendig machen werden , um einen geregelten Verkehr
cinhalten zu können ? Diese Frage wird immerhin genau

zu erwägen sein ; denn würde inanJie Nothwendigkeit
eines zweiten GeleiseS für die nächste oder auch nur eine
entferntere Zukunft annehmen können , so würde cs sehr
zweifelhaft sein , ob es nicht in vielen Beziehungen vor¬
zuziehen wäre , die Main - Neckar - Bahn von Ladenburg
aus in möglichst gerader Linie nach Mannheim und Hei¬
delberg , wo thunlich mit Berührung der in dieser Zugs¬
richtung befindlichen Orte Seckenheim , Wieblingen u . s. w.
führen , und die Heidelberg - Mannheimer Bahn ganz ihrer
bisherigen Bestimmung zu belassen . Wir legen diese
Bemerkung hier mit dem Wunsche nieder , die großherzog¬
liche Regierung möchte die Sache wenigstens in Erwä¬
gung ziehen .

Die Anträge der Commission gehen dahin , nachstehende
Summen zu bewilligen :

I . für die Main -Neckar - Eisenbahn . . 812,465 fl .
. II . für Herstellung eines Geleiseö auf der

südlichen Bahndammseite zwischen Hei¬
delberg und Friedrichsfeld . . . . 242,460 fl.III . für die Zweigbahn nach Mannheim re. 274,300 fl.

Weller führt aus , wie die voraussichtlich größere
Ausdehnung der Bahn und der immer mehr zunehmende
Verkehr ein zweites Geleise auch auf der Bahn von Hei¬
delberg bis Mannheim nöthig machen werde ; in diesem
Fall wäre also die Ueberlaffun '

g der Hälfte des Bahn¬
dammes an die Gemeinschaft ( Frankfurt und Hessen ) unge¬
eignet und in dieser Voraussetzung kein Grund mehr
vorhanden , von der geraden Linie von dem linken Neckar¬
ufer bei Ladcnburg aus nach Mannheim und Heidelberg
abz.ugehe » ; in Vergleichung hiermit sei der Umweg über
Friedrichsfeld , sowohl dem Interesse deö Lokalverkehrs als
des allgemeinen Verkehrs weniger entsprechend , auch der
durch eine solche Aenderung erwachsende Mehraufwand
nicht von Belang , wozu noch kommt , daß mehrere volk¬
reiche Ortschaften von dieser abgeänderten Zugsrichtung
berührt werden , wodurch die Rente des Betriebskapi¬
tals sich nothwendig erhöhen müsse . Er stellt deßbalb
den Antrag , in einer Adresse Se . Königl . Hoheit zu bitten ,
mit dem Großhcrzogtbum Hessen und der freien Stadt
Frankfurt Unterhandlungen darüber anorbncn zu wollen ,
daß der Bahndamm von Mannheim nach Heidelberg ganz
seiner bisherigen Bestimmung überlassen bleibt , dagegen
die Main -Neckar - Eisenbahn von der linken Ncckarseite bei
Ladenburg in möglichst gerader Richtung nach Mannheim
und nach Heidelberg — wo thunlich — mit Berührung
der größeren Orte Seckenheim , Edingen und Wieblingen
geführt werde , wobei es übrigens rücksichtlich des Betriebs
der Zweigbahn von Ladenburg nach Mannheim bei den
Bestimmungen des Vertrags vom 25 . Februar 1843 sein
Verbleiben behalten müßte .

Der von dem Abg . B a ss e r m a n n , T r e f u r t
Sander , Junghanns und Schaaff unterstützte
Antrag wird von der Kammer zum Beschluß erhoben , so
wie die obigen drei Positionen bewilligt .

Schluß der Sitzung .
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